
Bundessozialgericht

Az.: 2 RU _156/68

Verkündet am
54° Juli 1970

I m N a m e n d e s V_o l k e s
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in dem Rechtsstreit
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Klägerin‚ ‘
Revisionsklägerin und Revisionsbeklagte‚

/

ooaun°°ooooo oooooo oooooooooocoaooooocaoßaoocoat)

Beklagte‚
Revisionsbeklagte und Revisionsklägerin°

Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 51° Juli 4970 durch

Vizepräsident B r a c k m a n n

— Vorsitzender — ,
Bundesrichter D e m i a n i „
Bundesrichter Dr° K a i s e r ‚
Bundessozialrichter N o t t b o h m und
Bundessozialrichter Dr„ S p r i c k

für Recht
erkannt;

Auf die Revision der Klägerin werden unter Ände—
rung des Urteils des Landessozialgerichts Nieder—
sachsen vom 47° April 1968 und des Urteils des
Sozialgerichts Hannover vom 40 Oktober 1967 die
Anordnungen der Beklagten vom 28° Oktober 4965 und
50 Januar 4966 in vollem Umfang aufgehoben„

Die Revision der Beklagten wird zurückgewieseno
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Die Klägerin gewährt ihren Bediensteten seit mehr als
zwanzig Jahren Weihnachtsgratifikationen; diese betrugen
zuletzt 75 v„H° des jeweils im Dezember gezahlten Monats—

entgelts°

Der Vorstand des Hauptverbandes der gewerblichen Berufs—

genossenschaften (BGen) beschloß in seiner Sitzung am
1„ Juli 1965‚ den Vorständen der ihm angehörenden Versiche—

rungsträge1. zu empfehlen? vom Jahre 1965 an allen akti—

ven Bediensteten eine Weihnachtszuwendung in Höhe der

ihnen im Monat Dezember zustehenden Dienst— oder Tarifbee

züge zu gewähren; es solle angestrebt werden‚ bei allen

BGen eine einheitliche Regelung zu erzielen° ‘

Das Bundesversicherungsamt (BVA) richtete am 280 Oktober

1965 an sä■iiche gewerbliche BGen ein Schreiben folgenden.

Inhalts:

"Dem Vernehmen nach sollen die Sonderzuwendungen
für 1965 für alle Bediensteten auf ein volles

Monatsgehalt erhöht werden° Es wird darauf auf—

merksam gemacht‚ daß für eine solche Maß— '

nahme, die den bisherigen Höchstsatz von 75 VDH°

überschreitet, keine ausreichende Rechthrund—

lage vorhanden sein würde, da damit die Grenzen

einer zulässigen Mittelverwendung erheblich

überschritten sind° Entsprechende Beschlüsse

werden hiermit beanstandet°

Die Bertfsgenossenschaft wird gebeten‚ alle

Beschlüsse der Organe? die für 1965 Zuwendungen

über 75 v„H° des Monatsgehalts vorsehen„ auf—

grund S 51 Abs° 2 EVO dem Bundesversichelungr—
amt unverzüglich zu

übérsenden"°
'
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Diese Anordnung ging bei der Klägerin am 40 November 4965

ein„ Am Tage zuvor hatte die Vertreterversammlung der Klä;

gerin die Mittel bereitgestellt, damit allen Bediensteten

eine Sonderzuwendung von 55 4/5 v„H° sowie ein Weihnachts—

geld von 50 V„H° ihrer im De2emher 4965 zahlbaren Bezüge

„gewährt werden könnten„ Einen entsprechenden Beschluß faßte

der dafür zuständige allgemeine Ausschuß des Vorstandes der

Klägerin am 9° November 4965 in einer gemeinsamen Sitzung

mit dem Finanzausschuß und dem Persönalausschuß° Die Vor—

standsmitglieder gingen davon aus, daß den dienstordnungs—

mäßigen Angestellten die Sonderzuwendung von 55 4/5 v„H°

nach dem Gesetz über die Gewährung einer jährlichen Sonder—

zurendung vom 45° Juli 4965 (BGBl I 609) aufgrund der Dienst—

ordnung (DO) zustehe und den Tarifangestellten diese Sonder—

zuuendung im Vorgriff auf den nach der Auskunft des Haupt-

verbandes der gewerblichen BGen bevorstehenden Abschluß eines

Tarifvertrage° gewährt werden solle; sie waren ferner dere

Meinung, daß diese Leistungen, auf welche die Bediensteten
einen Rechtsanspruch hätten, bei der Bemessung der Höhe des

Ueihnachtsgeldes ausgeklammert werden müßten und mit Rück—
sicht auf die bei ihrer BG gegebenen Lage abweichend von ‚
der Empfehlung des Vorstandes des Hauptverbandes der geWerb—

lichen BGen ein Weihnachtsgeld von 50 V°H° zu gewähren seio

Der Vorsitzende des Vorstandes der Klägerin setzte mit

Schreiben vom 4„ Dezember 4965 das BVA von diesem Beschluß

und der ihm zugrunde liegenden Ansichten in Kenntnis° Dieses
beanstandete durch Anordnung vom 5° Januar 4966, welche mitl

einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen ist, den Vorstandsbe—
schluß vom 9° N0vember 4965 insoweit, als den Bediensteten

der Klägerin höhere Zuwendungen als insgesamt 75 v.,H° der
für den Monat Dezember 4965 zustehenden Bezüge gewährt werden

sollten° Die beanstandete Entscheidung verletze, indem sie

die bisher gewährten Weihnachtszuwendungen um 8 4/5 VDH°

erhöhe, das Gebot einer Sparsamen und wirtschaftlichen Mit—

telverwendung° Für die D0—Angestellten seien überdies die
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für die Bundesbeamten geltenden besoldungsrecbtlichen Vor—

schriften maßgebend; wegen der Ausschließlichkeit der DO

sei für eine abweichende Regelung durch ein Organ des Ver—

sicherungsträgers kein Raum„ An dieser Rechtslage ändere

- sich dadurch nichts; daß es aufsichtsrechtlich zunächst

für geboten erachtet werde; nur insoweit vorzugehen; als

insgesamt 75 VOH° der gezahlten Monatsbezüge überschritten
würden°

Hiergegen hat die Klägerin mit Schriftsatz vom 480 Januar
1966 beim Sozialgericht (SG) Hannover Klage mit der Be—

.
gründung erhoben; daß sie das Aufsichtsrecht überschreite°

Sie hat ua" darauf hingewiesen, daß die beanstandeten

8 4/3 voH° nur 0,05 voH„ ihres Haushalts ausmachten und

der Beschluß des Vorstandes nur für das Jahr 1965 gelten

solle; die beschlossene Sonderzuwendung sei nicht ein Be—

standteil der Besoldung; sondern eine Fürsorgemaßnahme;

ihre Selbstverwaltungsorgane hätten sich trotz der DO die

Möglichkeit offen halten wollen; die Fürsorge besser zu

gestalten als dies durch das Dienstrecht des Bundes ge—
schehe° '

Das SG hat durch Urteil vom 4; Oktober 4967 die Anordnung

vom 50 Januar 4966 insoweit aufgehoben als sie die Tarif—

angestellten betrifft; im übrigen hat.es die Klage abge—
wieseno

Zur Begründung hat es ausgeführt:
Die Weihnachtszuwendungen seien Dienstbezüge im Sinne

des % 5 der DO der Klägerin„ Insoweit sei diese sonach an
das für die Bundesbeamten jeweils geltende Besoldungsrecht

gebunden; die Bundesbeamten hätten im Dezember 3965 aber

nur auf 4/5 des ihnen damals zustehenden Monatsgehalts

Anspruch gehabt° Soweit sich die angefochtene Aufsichts—

anordnung auf die Tarifahgestellten beziehe; entbehre sie

der Rechtsgrundlage° Die Ansicht der Beklagten; der Klage

fehle insoweit das Rechtsschdibedürfnis‚ weil.die Klägerin
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unter allen Umständen die Tarifangestellten nicht” anders

als die DO—Angestellten behandeln wolle, sei unzutreffend;

ein entsprechender Beschluß der Klägerin sei nicht ergangen°
Eine Weihnachtszuwendung von 85 1/5 V„H° eines Monatsgehalts

möge zwar nahe an der Grenze des der Klägerin aufgrund

ihres Selbstverwaltungsrechts eingeräumten Spielraums sein„

'Der Grundsatz der wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung

der Haushaltsmittel sei jedoch nicht verletzt, weil der Bun-

desgesetzgeber mit dem Sonderzuwendungsgesetz vom 45° Juli

4965 selbst einencrsten Schritt zu einem dreizehnten Monats—

gehalt im öffentlichen Dienst habe tun wollen und die Klä:

gerin die damals geplante bundesrechtliche Regelung ledig—

lich vorweggenommen habe° . '
.

Gegen das Urteil des SG haben die Klägerin und’die Beklagte

Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen einge—
legt°

Das LSG hat durch Urteil vom 47° April 1968 im wesentlichen

aus denselben Gründen wie das Erstgericht beide Berufungen
zurückgewiesen und die Revision zugelassen°

Gegen dieses Urteil haben beide Beteiligte Revision einge—

legt°

Die Klägerin hat ihr Rechtsmittel im wesentlichen wie folgt

begründet: Nach 5 690 der Reichsversicherungsordnung (RVO)

seien in der DO die allgemeinen Anstellungsbedingungen und
die Rechtsverhältnisse der Angestellten angemessen zu regeln„

Bei dieser Vorschrift handele es sich, wie bei den früheren
inhaltsgleichen Vorschriften allgemein anerkannt gewesen sei,

um eine Schutzvorschrift für die Angestellten des Versicherungs—

trägers° Aus dem Charakter der Vorschrift ergebe sich somit

keineswegs eine allgemeine Bindung des Versicherungsträgers

in dem Sinn, daß über die Regelungen der DO oder gar über
die des Bundes nicht hinausgegangen werden dürfe° In den Be—

reichen, welche in der DO nicht angesprochen oder von ihr
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nicht ausschließlich geregelt seien‚ sei es‚ selbstver—

ständlich in sachlich und wirtschaftlich angemessenen

Grenzen‚ den Organen der Selbstverwaltung gestattct‚ für

die Bediensteten des Versicherungsträgers mehr zu tun‚ als

für die Beamten und Angestellten des Bundes geschehe„ Dies

kommebesonders deutlich in 5 695 EVO zum Ausdruck, welcher

für die in der DO bezeichneten Gehälter nur Mindestgrenzen

vorschreibe° Die 55 5 und 6 DO seien in Ausführung dieses
in 5 695 RVO enthaltenen Grundsatzes beschlossen w0rden

und bildeten eine Einheit„ 5 5 DObeziehe sich auf die
regelmäßig monatlich zu zahlenden Bezüge‚ 5 6 dagegen auf

die sonstigen geldwerten Ansprüche° 5 6 DO? welcher keine

allgemeine‚ sondern eine auf bestimmte Sachgebiete be—

schränkte Verweisung auf das Bundesbeamtenrecht enthalte,

nehme nicht auf die Übergangs— und Schlußvorschriften des

Bundesbeamtengesetz (BBG) und somit auch nicht auf dessen

@ 485 Bezug9 welcher Zusicherungen und Vereinbarungen9 die

den_Beamten eine höhere als nach dem Besoldungsrecht zu—

Vlässige Besoldung verschafften9 für unwirksam erkläre° Un—

geachtet dieser Aufzählung in 5 6 DO hätten die Selbstver—

waltungsorgane der Klägerin die Ansicht vertreten) daß auf

die Zuwendung in Höhe von 55 4/5 VOHOdes Dezembergghalts
ein Rechtsanspruch bestehe und darüber hinaus eine frei—

willige Sonderleistung vorliege, deren Höhe vom Vorstand

alljährlich festzusetzen sein

Die Beklagte hat in der Revision im wesentlichen dasselbe

wie in der heute verhandelten Parallelstreitsache 2 RU

222/67 ausgeführt; hierauf wird verwiesena

.
Die Klägerin beantragt‚

die Revision der Beklagten zurückzuweisen‚ das

Urteil des LSG und des SG sowie die Anordnung der

Beklagten vom 5° Januar 4966 auch hinsichtlich

der DO—Angestellten aufzuheben‚

hilfsweise‚
..’7..
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den Rechtsstreit zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das
LSG zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision der Klägerin zurückzu—

weisen, das angefochtene Urteil zu
ändern und die Klage in vollem Umfang

abzuweisen° '

II

Die Revisionen beider Beteiligter sind durch Zulassung statt—

haft„ Es ist jedoch allein das Rechtsmittel der Klägerin

begründet°

Gegenstand der nach % 54 Abs„ 5 des SozialgeriCht3gesetzes
(SSG) zulässigen Klage sind die Anordnungen der Beklagten vom
28° Oktober 4965 und 5° Januar 4966° Obgleich die Klägerin
allein die völlige Aufhebung dieser Aufsichtsanordnung be—

gehrt, ist jene als mitangefochten anzusehen‚ weil sie aus

demselben Anlaß sowie aufgrund derselben Rechtslage ergangen
ist wie die spätere Anordnung° Diese wiederholt das bereits

im Schreiben vom 28° Oktober 4965 im Sinne eines Verbots

zum Ausdruck gebrachte aufsichtliche Einschreiten, nachdem

der Vorstand der Klägerin ungeachtet dessen durch Beschluß

vom 9° November 4965 die Gewährung einer Weihnachtszuwendung

von insgesamt 85 4/5 v„H° eines Monatsgehalts beschlossen

hatte°

Dieser Beschluß des Vorstandes der Klägerin ist nach der

Auffassung des erkennenden Senats im Ergebnis zu Recht ergan—

gen° Er verletzt weder Gesetz noch Satzung° Die Beklagte.

hat durch ihre AUfSichtsanordnungen in das Selbstverwal-
tungsrecht der Klägerin eingegriffen und damit ihre Auf—

sichtsbefugnis überschritten (5 50 RVG)° Die von der Beklag—

ten angeordnete Begrenzung der von der Klägerin ihren
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D0— und Tarif-Angestellten im Jahre 4965 bewilligten Weih—

nachtszuwendungen auf 75 ng° eines Monatsgehalts findet,

wie der erkennende Senat in dem heute gefällten‚ zur Ver—

öffentlichung bestimmten Urteil in der Sache 2 RU 222/67
näher ausgeführt hat‚ weder im Recht des öffentlichen

Dienstes noch in sonstigen Rechtsnormen eine Stütze°

Danach sind die DO—Angestellten keine Beamte im staate—

rechtlichen Sinn‚ obwohl die DO als in seiner Wirkung der

Satzung gleichstehend€s autonomes Recht des Versicherungs—

trägers die Rechtsgrundlage für den mit dem einzelnen An—

gestellten abzuschließenden Dienstvertrag bildet (5 692
RVG)° Durch die DO wird lediglich die sinngemäße Anwen-

dung beamtenrechtlicher Vorschriften auf ein privatrecht—

liches Rechtsverhältnis vollzogen° Das nur für die unmit—

telbaren und mittelbaren Bundesbeamten geltende Bundes—

beamtenrecht, dessen Anwendung hier infrage kommt‚ weil

es sich bei der Klägerin um einen bundesunmittelbaren Ver—

sicherungsträger handelt, erstreckt sich somit nicht auf

DO—Angestellte° Von seiner nach Art° 75 Nr„ 8 des Grundge—

setzes (GG) gegebenen ausschließlichen Kompetenz zur Re—

gelung der Rechtsverhältnisse der im Dienst des Bundes

und der bundesunmittelbaren Körperschaften des öffentli—

chen Rechts stehenden Personen hat<ierBund auch nach der
Änderung des Art° 75 GG durch das 220 Gesetz zur Änderung

des GG vom 42° Mai 4969 (BGBl I 565) keinen weitergehenden
Gebrauch in dem Sinne gemacht‚ daß er die D0— und Tarif—

Angestellten der bundesunmittelbaren Versicherungsträger

mit einbezog9 obwohl diese Grundgesetzänderung der Ver—

wirklichung der Bestrebungen nach einer Vereinheitlichung

des Rechts des öffentlichen Dienstes in Bund und Ländern‚

welches nach 4945 eine unterschiedliche Entwicklung genom—
men hat, dienen sollo Ebensowenig gelten das Gesetz über

Weihnachtszuwendungen vom 46° April 4964 (BGBl I 278) und

das Gesetz über die Gewährung einer jährlichen Sonderzu—

wendung vom 450 Juli 4965 (BGBl I 609) für die D0— und
Tarif—Angestellten der bundesunmittelbaren Versicherungs—
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träger; ihr Geltungsbereich umfaßt\ebenfalls nur die Bundes—

beamten° Angleichungsvorschriften aus der Zeit vor 1945‚

durch die das Dienstrecht der Sozialversicherungsträger

, dem Recht der Reichsbeamten angeglichen worden und nach

denen es den Versicherungsträgern ausdrücklich verboten

war, ihren Bediensteten höhere Leistungen als den Reichsba—

amten zu gewähren (vgl° AN 1940‚ 548; 1942‚ 244, 246),

sind Jedenfalls für den Bereich der bundesunmittelbaren

Versicherungsträger durch die Rechtsentwicklung überholt°

Die 55 690 ff RVO überlassen es den Selbstverwaltungsorga—

nen der Versicherungsträger9 die allgemeinen Anstellungsa

bedingungen und Rechtsverhältnisse ihrer Angestellten zu

regeln‚ und zwar angemessen (S 690 Abs.) 1 EVO)° Damit ist

kraft Gesetzes den Organen der Selbstverwaltung ein gewis—

ser Spielraum eingeräumt° Die aus dem Selbstverwaltungsrecht

sich ergebende Befugnis zur autonomen Rechtsetzung bedeutet,

daß die Klägerin mangels einschränkender Normen des Bun—

desrechts —allerdings vorbehaltlich des 5 700 Abs° 2 RVO
und des noch zu erörternden Grundsatzes der Sparsamkeit

und Wirtschaftlichkeit — nicht gehindert wäre, in ihrer DO

die Gewährung von Weihnachtszuwendungen ausdrücklich vor—

zusehen° Von ihrer langjährigen Übung, ihren Bediensteten

Weihnachtsgratifikationen zu gewähren, ist die Klägerin ’

— ebenso wie die übrigen gewerblichen BGen — nicht abgegan—

gen, als die AufsichtSbehörde im Jahre 1957 das Muster einer

DO erließ, welches die Gewährung von Weihnachtszuwendungen
nicht vorsah° Das BVA hat damals wie auch später, als es

den Unfallversicherungsträgern gestattete, ein abgewandel—
tes Muster bei der Aufstellung ihrer DO zugrunde zu legen?

gegenüber Trägern und Verbänden der gesetzlichen Unfallver—
sicherung erklärt, daß Leistungen dieser Art auch künftig
nicht ausgeschlossen seien° Angesichts dieser übereinstim-

menden Willensbildung der Beteiligten, welche an der Gestal—
tung der DO der Klägerin, die am 1„ Juli 1964 in Kraft ge?

treten ist und sich an das abgewandelte Muster einer DO
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anlehnt‚ mitgewirkt haben‚ hat sich die Klägerin nicht

ihres Rechts begeben9 weiterhin Weihnachtszuwendungen zu
gewähren°

Der aus der Entstehungsgeschichte der D0 der Klägerin ein—

deutig erkennbare objektivierte Wille des Normgehers darf

bei der Auslegung der einzelnen Bestimmungen der 30 nicht
unberücksichtigt bleiben° Unter Beachtung der in der

Rechtsprechung und Schrifttum für die Reohtsauslegung ent—

wickelten Grundsätze ergibt eine Auslegung der 55 5 und 6

der D0 der Klägerin, daß diese sich in diesen Bestimmun—

gen nicht speziellen Bindungen an das Bundesbeamtenrecht

unterworfen hat, soweit es sich um Weihnachtszuwendungen

handelt"

Die in € 5 DO verwendeten Begriffe "Besoldung" und "Dienst—

bezüge" sind nicht anders auszulegen als im Bundesbesol—

dungsgesetz (BBesG)„ @ 5 Abs.: 4 verweist hinsichtlich des
Besoldungsdienstalters und der Höhe der Dienstbezüge auf_

die jeweiligen Vorschriften für Bundesbeamteo Er nimmt
damit auf Begriffe Bezug, welche im BBesG näher erläutert

sind° Nichts anderes gilt für die Absätze 2 und 5 des

5 5, welche insoweit besondere Regelungen treffen°

Der gegenteiligen Meinung der Beklagten steht ferner ent—

gegen, daß die Weihnachts— und Sonderzuwendungen7 auf
welche die Bundesbeamten kraft besonderer Gesetze einen

Rechtsanspruch haben" kein Bestandteil der Beamtenbesol—

dung sind„ Sowohl die Entstehungsgeschichte dieser Ge—
setze als auch ihre Systematik sprechen für einen selbstän—

digen Charakter dieser Leistungen°

Der Beklagten ist allerdings einzuräumen‚ daß der
Begriff

"Dienstbezüge" nicht in sämtlichen beamtenrechtlichen Vor—

schriften dieselbe Bedeutung hat„ So ist er in den ä5 87
ff BBG entsprechend der besonderen Zwecksetzung dieser
Vorschriften weit auszulegen; er umfaßt hier alle Leistun—

gen aus dem Dienstverhältnis‚ somit auch Beihilfen und
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Unterstützungen sowie Sonderzuwendungen° Diese weite Ausle—

gung findet sich jedoch nur im Zusammenhang mit Vorschriften

des BBG° Für den Bereich des Besoldungsrechts, auf den % 5
Äbs° 1 DO verweist, gilt dagegen die Legaldefinition des

5 2 Abs° 1 BBeSGOUnter den dort bezeichneten Dienstbezügen

sind Weihnachtszuwendungen nicht aufgeführt° :

Die Übereinstimmung der im 5 5 DO und in 5 2 Abs° 1 BBesG

verwendeten Rechtsbegriffe ist nicht dadurch aufgehoben

worden, daß die Klägerin annimmt, ihre DO—Angestellten

hätten einen An3pruch auf die den Bundesbeamten kraft Ge—

setzes zustehende„ Sonderzuwendung° Die Frage, ob nach dem

Arbeitsrecht ein An8pruch auf die regelmäßige Gewährung

einer Weihnachtszuwendung vorliegt, braucht hier nicht ent—

schieden zu werden° Im vorliegenden Rechtsstreit geht es
darum, ob die Klägerin gehindert ist, ihren Bediensteten\

eine höhere Weihnachtszuwendung als 75 voH° eines Monats—

entgclts zu gewähren° Die Entscheidung dieser Frage wird

nicht dadurch berührt, daß die Klägerin meint, ihre DO—

Angestellten könnten einen Teil der ihnen zugedachten Weih—
nachtszuwendung in sinngemäßer Anwendung der für die Bundes—

beamten geltenden gesetzlichen Regelung beansprucheno
tr

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist die Klägerin bei

der Entscheidung über die Gewährung von Weihnachtszuwendun—

gen an ihre DO—Angestellten auch nicht durch 5 6 Abs[) 1
ihrer DO an das für die Bundesbeamten jeweils geltende Recht

gebunden° Nach dieser Bestimmung, welcher das von der Auf—
sichtsbehörde zugelassene geänderte Muster einer DO zugrun—
de liegt, finden auf die Rechtsverhältnisse der DO—Ange—.

stellten die Vorschriften des Bundesbeamtenrechts über die

Pflichten der Beamten, Versetzung, Urlaub, Fürsorge (ins—

besondere Beihilfen, Unterstützungen, Gehaltsvorschüsse),

Reise— und Umzugskosten—Vergütungen, Eintritt und Versetzung
in‘den Ruhestand, Versorgung, Weiterzahlung der Dienst— und

Versorgungsbezüge im Falle einer Krankheit sowie die Ar—

beitszeit Anwendung° Hier handelt es sich um einzeln auf—
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gezählte Sachgebiete, welche im wesentlichen im BBG und

dazu erlassenen Gesetzen ( sg zB° hinsichtlich der Geld—

leistungen ss 80a, 88 BBG) und nicht im BBesG geregelt
sind° Weihnachtszuwendungen werden daher auch nicht durch

5 6 Abs, 4 DO, welcher bei den hier bezeichneten ■eld—
leistungen überdies keine lückenlose Bindung an das BBG

schaffen wollte (siehe @@6 Abs° 2, 7, 9 DO), erfaßto

Die Beklagte kann schließlich ihre Aufsichtsanordnung

v nicht damit rechtfertigen, daß die Gewährung von Weih—

nachtszuwendungen in der beschlossenen Höhe gegen das
Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verstoße°

Das Gebot einer wirtschaftlichen und sparsamen Mittelver—

wendung gilt wegen seiner überragenden und grundsätz—

lichen Bedeutung für die öffentliche Finanzwirtschaft

nach der Auffassung des erkennenden Senats auch in den

Bereichen der öffentlichen Verwaltung, in denen seine Be—

achtung nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist° In der ge—
setzlichen Unfallversicherung hat es in den @@25 ff, 724,

752 ff RVO seinen Niederschlag gefunden°

Die Aufsichtsbehörde hat im Rahmenihres Aufsichtsrechts
sicherzustellen, daß dieses Gebot durch die Versicherungs—

träger eingehalten wird, Hierbei entsteht ein natürliches

Spannungsfeld zwischen den Befugnissen der Aufsichtsbe—
hörde und der dem Selbstverwaltungsrecht der Versicherungen

rager immanenten Personal— und Finanzhoheito Eine den

Bedürfnissen der Praxis gerecht werdende Lösung bietet

sich nach der Auffassung des erkennenden Senats dahin,
daß die Aufsichtsbehörde zum Einschreiten nur berechtigt,
aber auch verpflichtet ist,_wenn die Ausgaben des Versi—

cherungsträgers nicht mehr im Rahmenvernünftigen Verwal—

tungshandelns liegen° Dies ist allerdings nicht schon,

wie die Beklagte meint, der Fall, wenn die Grenzen des

Notwendigen nicht eingehalten sind, was nach Ansicht der

Beklagten schlechthin zutreffen soll, wenn ein Versiche—
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rungsträger höhere Weihnachtszuwendungen gewährt als der Bund
seinen Beamten zugestehta „ Eine derartige schematische

Betrachtungsweise würde den bei der einzelnen Körper—

schaft des öffentlichen Rechts gegebenen Verhältnissen

nicht Rechnung tragen und deshalb zu Unbilligkeiten füh—

ren können (vglo zB° die von der Beklagten zitierte Ent—

scheidung des Bayerischen LSG vom 17° Dezember 1969‚ ver—‘

öffentlicht in Breithaupt 1970, 552: Eine Krankenkasse

war wegen ihrer angespannten Finanzlage genötigt, den

{Beitragssatz um ein ganzes Prozent auf den Höchstsatz

von 11 V°Ho zu erhöhen)° Eine Rechtsschranke für die Aus—

übung des Selbstverwaltungsrechts ergibt sich auch aus
der Notwendigkeit, Rücksicht auf die.Besoldungsverhältnis—

so im gesamten öffentlichen Dienst zu nehmen (BVerfG 4‚

445, 140; BSG 25, 2067 209; BVerwG 48„ 155‚ 440)° Die
den Versicherungsträgern somit gezogene Grenze war nach

der Auffassung des erkennenden Senats im Falle der Klägerin

mit der Erhöhung der Weihnachtszuwendungen auf 85 4/5 VOH°

eines vollen Monatsgehalts indessen nicht überschritten°

Der beanstandete Beschluß des Vorstands der Klägerin ist
sonach nicht rechtswidrig° Daher waren auf die Revision
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der Klägerin unter Änderung der Uxteile der Vorinstan—

zen die angefochtenen Aufsichtsanordnungen in vollem

Umfang aufzuheben° Die Revision der Beklagten war in—

folgedessen als unbegründet zurückzuweisen°

Eine Kostenentscheidung
war nicht zu treffen

(@493 Abs„ 4 SGG).‚ '
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